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à ànnltt sià t»« I. A. 0ch! In Bern, «n» de» XIo Da« Mo»»«me»t Mr'?» Nuniniern oder Mr ein Bier
«lien Postämtern. I>» 2k)')» rci^ih^tst in Ber» » âr. und ausser Bern rostfrei»

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri»

Dienstag, den z Merz i8c>i. Viertes Quartal. Den 12 Ventôse IX.

Gesetzgebender Rath, 5. Febr.
Präsident: Usteri.

Man schreitet zur Wahl eines Mitglieds in den gc-

schzcbcnden Rath an die Stelle von B Alois Reding
don Schwyz. — Folgende Vorschlagsliste wird verlesen:

B. D e riva;, Verwalter in Wallis.
» Deriedmatten, President des Cantonsge«

richts in Wallis.
« D u fa y, Unterstatthalrcr von Monthey in Wallis.
« Kündig, Alt. Rachsherr von Schwyj.
« Beßler, Exrepreientanl von Allsrf.
« Meinrad Suter, Unterkatlhalter und Alt-

landschrciber von Schwyz.
« Placide Gottofrey, Dr. von Echalens

im Lcman.
« Pelli s, von Lausanne, gew. helv. Handlungs-

Consul in Bordeaux.
- K ruß, Altschultheis von Luzcrn.
- Tr uttm a nn, Rcgierungsstatthalter in Wald-

statten.
- Vo n flüe, Exscnator von Saalcn.
» Z a y, von Arlh, Dr., Cantonsrichter und Alt-

Nathsherr.
« Müllers Friedberg von Näfels, Finanzrath.
» Rusconi, Reg. Statthalter in Betlenz.
- Mayer, Untcrstatthalter von llrscren.
- Reding, Exsenalor von Schwyz. "

Der Rath wählt durch geheimes und absolutes Stim.
«nenmchr zu seinem Mitglied den B. Mcinr. Suter,
Unterstatthallcr von Schwyz.

Auf den Antrag der Finanzcommißion wird folgende
Ävtjchgst an die Vollziehung angenommen.

B. A. R. Die Gemeindsverwalter von Chatellard
uu Leman, st^^, hxm gestzgebendcn Rath vor, wie

die dortige Gemeinde bereits im Jahr 97, sich von ihrer
Lehens - und Bodenzinspßicht losgekauft habe, und daß

sie. noch von daher ein Capital von z zooo Fr. schuldig

sey, unter unterpfändlicher Verhaftung aller Güter der

Gemeinde.

In ferncrem dann zeigen sie an daß, weil in dem

Kaufkontrakt, die Specialität nicht ausdrüklich ausgesezt

worden, sondern bloß die Generalität der Güter, so

wolle der dortige Einnehmer nicht zugeben, daß sie bey

Versteuerung ihres Gemcindsvermögens jene Schuld von

18000 Fr., von ihrem vcrsteuerbaren Vermögen abziehen.»

Sie wenden sich daher an den gesetzgebenden Rath,
mit der Bitte, ihnen diesen Abzug zu gestatten.

Da es aber hier lediglich um die Anwendung wirk-

lich bestehender Gesetze zu thun, oder es doch ein Fall
ist wo Ihnen B. Vollz. Räthe, die Initiativ zukömmt,

so hat der gesezgebende Rath nicht anstehen wollen,

Ihnen die daherige Petition zu überweisen, um entwe«

der das Angemessene von Ihnen aus zu verfügen, oder

aber dem gesetzgebenden Rath darüber den gutfindenden

Antrag zu thun.

Die Petitionen-Commißion legt folgendes vor:
Die B- Blanc und Chancy, Mitglieder der Verw.

Kammer von Freyburg, zeigen an, daß sie vom Mini»
stcr des Innern, im Ramcn des Vollz. Raths die Ein»

ladung erhielten, ihre Entlassung zu begehren; sie wer-

gcrten sich dessen: ein Beschluß vom 22. Ienner von

dem Vollz. Rath, erklärte ihre Stellen für ledig. Die
Bittsteller unlerwcrssen der Weisheit und Billigkeit des

gesetzgebenden Raths, zu untersuchen, ob. dieser Beschluß

nicht der Constitution und dem §. 2. des Gesetzes vom

17. Dec. zuwider sey?

Der Rath beschließt nicht einzutreten, diese Bittschrift
aber der Vollziehung mitzutheilen.
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Folgende Botschaft wird verlesen und an die Finanz.
Coinmißion gewiesen:

B. Gesezgeber! Einliegond übersendet Ihnen der Voll, '

zichungsrach die Verbalprozeße der öffentlichen Vcrstei- >

gerungen von Nationaigülern die in den Distrikte» Ba-
den und Bremgarten, Ct. Baden, vorgenommen'vor-
den, und deren Ratifikation von der dortige» Venn.
Kammer, so wie von dem Fiiianzmiiiisteriuin voege-
schlagen wird.

Der Nollz. Rath nntcrstüzt diesen Vorschlag, und
ladet Sie B. G. ein, den Ralifikationsakt an, Ende

von jedem Verdalproccß einliagen lassen zu wollen.
Das Desinden des Vollz. Raths über den DlkretS.

vorschlage der dem Phil. Cusani von Mayland dashel.
vctische Bürgerrecht ertheilt, wird verlesen, und an die

.Constilutionscommißion gewiesen.
Ein Mitglied macht folgenden Antrag, der für z

Tage auf den Canzleylisch gelegt wird.
Es ist in dem Gesez vom 17. Herbstnc. 1798, über

die geistliche Torporalionen,, durch den i4te» Z. verordnet
worden, den austretcnden Mitgliedern, insofern sie sich

in der Schweiz aufhallen, eine den Umständen anpas.

sende jährliche Penston zu bewilligen; wogegen sie aus

die ins Kloster gebrachte Aussteller, keine» Anspruch
mehr haben sollen. Ein späteres Gesez vom 6. May
5799 fügt noch bey, daß die vollziehende Gewalt befugt
seyn soll, anstatt einer solchen jährlichen Pension, um
eine gewisse Summe mir den auStretenden Personen,
mit Vorbehalt der Bcgnämigung des gesetzgebenden

Corps, üdercins zu kommen.
So zweckmäßig ein solcher Auskank für den Staat

sowohl als für eine solche anSgetrecene Ordensperson
in eint und andern Fall werken konnte, so gefährlich
und nothwendig scheint mir ein Gesez zu seyn, wel>

chcs einen solchen Auskauf im Allgemeinen bewilligt.
Die Gründe, welche in jenem ersten Gesez eine jährliche
Pension zu bestimmen anriechen, dürsten clwan folgende
Kcwcscn seun:

1. Der Pensionirle erhält dadurch jährliche brstimmte
Einkiusste, die bey einer Auskaufftimme gar leicht
nicht fvetbaurcnd seyn könnten.

2, Der Staat kann eher jährliche Pensionen als auf
einmal Auskausskapitalirn erlegen.

Der'Staat behält über den Pensionirle» eine

weit sicherere Oberaufsicht, wenn dieser von ihm eine

jährliche Pension z» beziehen, als wenn er eine Aus.
ksufssnmme erhallen hat.

-k Derjenige,, der mit drrn Staat einen AuSkauf

trift, wird denselben mit der ihm sonst gebûhnà
Pension, ins Verhältniß zu bringen trachten, und ts

ist alw nicht vorauszusetzen, daß der Staat dabey ge.

winncn werde.

5. Wäre es aber auch billig, daß der Staat m
einzelnen Mitgliedern einer Gesellschaft, deren Vermozai
überhaupt bey sorgfältiger und getreuer Verwaltung,
ihm so reichliche Einkünfte» einst gewähren könnte, inis

dem Weg der Spekulation Vortheile eincrndten sollt«?

6. So' :e aber der sehr leicht mögliche Fall cintret«»,

daß die also ausgekaufte Ordcnsperson entweder einen

zu geringen Auskauftreffen oder die empfangene Là
entweder schlecht verwenden, oder durch tingiük verlieren

sollte: so fällt dieselbe entweder ihrer Familie oder ihrer

Gemeine, oder dem Staat zur Last ; und jener Endzwek,

den man sich bey Bestattung des freyen Austrils Per

Ordcnsperson zu verschaffen glaubt, wird gänzlich verfthlt.

7. Oder trift man wohl gar solche Auskauft mit

Ordensversvncn, die später nachhin vom Staat ant

besoldete Aemter erhalte» konnten, z. B Pfarr. cd«r

Schuldienste, so wüpden ja solche Orbcnspcrsoncn ans

diese Art vom Staat doppelt entschädigt; dahingegen

à jährliches Lcibdjng, mit Uebernahm eines vom

Staat besoldeten Amtes, anfhören muß.
8. Endlich steht es ja immer dem gestzg, Rath

frey, in wichtigen Fälle» eine Ausnahme zu gcftatlrn,

welches gewiß zweckmäßiger ist, als eine solche, durch

ein allgemeines Gesez zum Voraus festzusetzen.

Aus allen diesen Gründen trage ich darauf an, W
Gescz vom 6. May 1799 zurückzunehmen.

Die Pet. Commißivn trägt vor:
l. Der B. Anton Saladin, Besitzer der ehvvriM

Herrschaft von CranS und von Arnay zeigt an, daz

dieselbe ini isten Jahrhundert mit allen ihren ReclM

zu Lehen übertragen wurde, mit einer bestimm!«»

Sicherung derselben gegen jedermann. Im I. >761

kaufte V. Saladin kiese Herrschaft, und zahlte d«»"

den Ehrschaz an die damalige Vcrner Regierung, weici«

ihn alw als Lehcntraqcr aufnahm, und ihm d<»

Best; aller dieser Reclrte zusteyerte. Hierauf begrub

bet, fodert der B. Saladin zufolge Gerechtigkeit u»d

- Gesetzen, vollständige Entschädigung über alle Verluste

von Fkvdalrechtcn u. s w., durch Nationalgülcr tck'

chmaligcn Standes Bern. Jin Fall aber der geftzgebeutt

Räch nicht in den Gegenstand eintreten würde, so be-

gehrt der Bittsteller Anzeige eines Richters bey kenn'?

seine Rechte gültig machen könne. In diese BìtlWijî
wird nicht "eingetreten. ' '



B. Viktor Sinner, gewesener Landschreiber zu

Arburg, unter beyläufiger Vcrdantung der im Jahr
"

-7?8 von dem D'rcklorillm provisorisch erhaltenen 2;
Diwlonen, fobert kraft Z, rc>. der Verfassung, eine

v rhältnißmäßlge Entschädigung für feine aufgehobene

Elelle, um so mehr, da nach des Bittstellers S«g:,
t»e stelle eine Belohnung für 24jährige, beynahe un.
culgcldlich geleistete Dienste war, und er im zweyten
Jahr dicst Stelle verlassen mußte. — An die Voll»
zichuiig gewiesen.

z. D>c Cenlralmnnizipalikät deS ehemals gefreyten
Caülans Schwytz stellt tue Wichtigkeit der Erhallung
ihres Vichstands und zugleich vor, daß durch die Aus-
fuhr besonders des jungen Viehs, nach Italien in den

lezicn Zeilen, die, wie fle auS sichern Nachrichten wisse,

noch wehr zunehmen werde, derselbe und durch solchen

der Wohlstand ihrcr Gegend ans eine Arl bedroht wer-
de, welche die schleunigsten Vorkehren nöthig mache,
>nn welche die Centralmvirizipalität dringend billet.
Diese Bittschrift wird an den Voll;. Rath gewiesen,

mit der Einladung, den Gegenstand derselben zu »n.
tecsuchcn und die allfällig nöthig findenden Maßregel»
von ihm auS z» ergreife».

4. B. Jakob Wctlach aus dem Badcndnrlachifchen,
stiver Profcßwn ein Bcckcr, seit 5 Iahreu im Canton
Oberland sich aufhaltend, und mit einer Schweitzer-
bàrgeein vcrheyrathct, erwarb in der Gemeint» Lan-
genschwendi Canton Oberland, ein OrtSbürgcrrccht,
das durch einen förmlichen Bürgerbrief doeumcntirr ist,

und wünscht nun von Ihnen V G. die Naturalisation
in erhalten. Wird an die Constttutionscommißion
gewiesen,

Folgende Votschaft wird verlesen und an die Finanz,
csmniißton gewiesen:

B. G. Zufojg Ihrer Einladung vom 7. dieß hat
der Vollz. Ralh die Ehre, Ihnen hicmit den über die

'»liegende Petition der Gcmeindskammer von Oefch

lc>»wim-ii'0ex) betreffend die Erlassnng einer Ein-
rrgistrierungsgedühr, eingeholten Bericht, zu erstatten.
Der Vollz, Rath bemerkt Ihncn dabey B- G., daß

der That der Akt, dyrch welchen ter quèstionirliche
^erg von den sämtlichen Anchcilhabern an die Aermcrn
derstlden übertragen wird, keine cigent iehe Handändc-
Nwg vorstellt. Er kann dah r nicht umhin, Ihnen
in dieser Rücksicht,das Ansuchen der Gemeindskam-
tu« von Oesch zu empfehlen.

^»lg.ndcs Tutachten der Finanzcommißion wird ven
îàund der Antrag, desselben angenommen:

B. Gesetzgeber! In Befolgung ihres erhaltenen Ans«
^

trags vom 29. Icuncr tezlhin, hat Ihre Finanzcoin,
mtßion die ihc zugewiesene Vorstellung des B. Joseph
Pfennii'.gers, Müller zu Vüren, Canton Lnzern, we-
gen eines auf seiner Mühle hastenden Bodcnzinfts, in
Untersuchung genommen, und hat die Ehre, Ihnen
darüber folgenden Bericht zu erstatten:

Kraft Kaufbrief vom 5. Wemmonat 1790 kaufte
der Bittsteller von der vormaligen Regierung zu hnzcrn,
die dermalen besitzende Mühle zu Büren famr der Sage,
dem neuen Wasserfall, fünfzehn Maunwerk Wiesen,
zwey Bunten, Weyern und tcm nächst bey der Muhte
liegenden Baumgarlen, samt allen Rechten und Gerech-
ttgkciten :c. mit der darauf haftenden Beschwerde von

is Mull Kecnen Bobenztns dem Kornamt zu Luzeru.
und rc> Mull der K'ccyen und Spend zu Bären, und

m!l der vord.haltenen Ehrfchatzpstichl b.y kanftigen
Handändcrungen: Dieser Mahle wurde in dem gleichen

K'au.fàf das T'vingrcchl oeygefugl, nach welchem
jedermann ohne Ausnahm, so in dem Kirchgang Bü-
ren hanshablich, sitze, nirgend anderswohin, als auf
dieser Mühle zu Buren, bey drey Pfunden landvöglli,
cher Straffe, zu Mühle zu fahren und mahlen zu lassen

berechtiget sey :c. Diesen Kauf hat der Bittsteller be.

standen um die Summe von i4;oo Gl. < die er bis an>

7zoo Gl. abbezahlt halte, und diese Restanz noch ders-

malen der helvetischen Regierung schuldig verbleibt,
i Durch den nunmehr, wegen f-ilyer erfolgler Anfhe--'

bung aller solcher Vorrechte und Privilegien, erlittenen'
Verlurst düsts Mahl Twmgrechis, glaubte sich der Bitt,
steller berechtiget', bey der Vollziehung einzukehren unv'

zu feiner daherrgen Entschäbigiing um den Nachlaß »

feiner obige» Kaussrestanz sich zu bewerben; allein er

fand kein günstiges Gehör, sondern wurde mit seiner

dießörn'gcn Bittschrift darum abgewiesen weil er durch»

die neue Ordnung der Dinge, und mit derselben Auf-
Hebung oer Godenzinse und Ehrschätze, nrchl nur nichts'
verloren, sondern vielmehr gewonnen habe.

Die Forts, folgt.)

Mannigfaltigkeiten.
Aufruf an die helvetische Regieruna ill Bern?

vou einem Bürger der ^iuth.
Sobald die erwünschten Friedensnachrichlen in unserm'

Hlrientbälern von Obr zu Ohr erschollen, und dir'
dmch s» viele Lcideu ' des Kriegs' gebeugten Bürgere
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